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Mit dem vorliegenden Bericht der Landesregierung erfolgt die in dem Anmeldungs-

schreiben der SPD-Fraktion erbetene Unterrichtung zum vorbezeichneten Tagesord-

nungspunkt: 
 

Mit der Einführung der mobilen Gerätestrategie wurde die Möglichkeit geschaffen, 

auch Auszubildende in der Justiz mit mobilen Endgeräten auszustatten. Die Umset-

zung dieser Strategie erfolgt schrittweise und orientiert sich an den organisatorischen 

und technischen Gegebenheiten der jeweiligen Gerichtsstandorte. 

Für die Ausstattung der Auszubildenden sind die Mittelbehörden zuständig, die diese 

in Abstimmung mit den jeweiligen Ortsbehörden entsprechend den örtlichen Gegeben-

heiten und dem jeweiligen Bedarf vornehmen. Grundlage der Ausstattung ist der Pro-

duktkatalog der Zentralen IT-Beschaffungsstelle.  

Nach den Rückmeldungen der Oberlandesgerichte Hamm, Düsseldorf und Köln hat 

die Einführung der mobilen Gerätestrategie die Ausstattungs- und Ausbildungssitua-

tion der Auszubildenden nicht beeinträchtigt. Insbesondere liegen keine Erkenntnisse 

vor, wonach Auszubildenden aufgrund einer Tätigkeit ihrer Ausbilderinnen oder Ausbil-

der im Homeoffice die erforderlichen Endgeräte nicht zur Verfügung stünden. Nach 

übereinstimmender Mitteilung der Oberlandesgerichte stehen den Auszubildenden in 

ausreichendem Umfang dienstliche Geräte zur Verfügung. Soweit Ausbilderinnen oder 

Ausbilder im Homeoffice tätig sind, werden vor Ort geeignete organisatorische Maß-

nahmen getroffen, um eine uneingeschränkte Nutzung der erforderlichen Arbeitsmittel 

durch die Auszubildenden sicherzustellen. Die Verfügbarkeit der Geräte ist daher nicht 

vom jeweiligen Arbeitsort der Ausbilderinnen oder Ausbilder abhängig. 

Auch hinsichtlich der Ladeinfrastruktur haben die Oberlandesgerichte übereinstim-

mend berichtet, dass an den Gerichtsstandorten eine bedarfsgerechte und ausrei-

chende Ausstattung vorhanden ist. Erkenntnisse über strukturelle Engpässe oder eine 

unzureichende Anzahl von Ladeplätzen liegen dem Ministerium nicht vor. 

Vor diesem Hintergrund besteht derzeit kein Anlass für weitergehende Maßnahmen. 

Ungeachtet dessen wird die Umsetzung der mobilen Gerätestrategie kontinuierlich 

fortgeführt. Etwaig künftig entstehende Ausstattungsbedarfe oder technische Erforder-

nisse werden im Rahmen der bestehenden Beschaffungs- und Ausstattungsprozesse 

bedarfsgerecht berücksichtigt. Dabei wird entsprechend der mobilen Gerätestrategie 

der weitere Ausbau der Ausstattung mit mobilen Endgeräten fortlaufend vorangetrie-

ben. 
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